
Auf einen Blick  

Die Verhaltensökonomik stellt eine 
Vielzahl wirtschaftswissenschaftlicher 

Dogmen auf den Prüfstand. Insbesondere 
das Menschenbild des rationalen, Eigennutz 

maximierenden homo oeconomicus erscheint 
im Lichte ihrer Erkenntnisse mehr als fraglich. 

Auch für die Verbraucherpolitik hält sie eine 
Reihe von Erkenntnissen bereit. Während 

verbraucherpolitische Entscheidungsträger in 
Großbritannien und bei der EU-Kommission 
verhaltensökonomische Erkenntnisse bereits 
systematisch in ihre Arbeit einfl ießen lassen, 
ist Deutschland hiervon noch weit entfernt. 

Dieses Defi zit sollte aufgeholt werden. 
Dabei können traditionelle Instrumente 

der Verbraucherpolitik nicht nur geschärft, 
sondern auch neue und effektivere Mittel 

eingesetzt werden.

Die Verbraucherpolitik hat in den vergangenen Jah-
ren rasant an Bedeutung gewonnen und sich in  einer 
Vielzahl von Politikfeldern etabliert. Allerdings wird 
der Bedeutungszuwachs der Verbraucherpolitik auch 
durchaus kritisch begleitet. Ihr wird beispielsweise 
vorgeworfen, dass unklar sei, welches verbraucher-
politische Leitbild verfolgt wird. Dies führe – wie es 
die Journalistin Henrike Roßbach ausdrückt – dazu, 
dass sich die „Verbraucherschutzpolitik als [eine] 
seltsame Mischung aus gesetzlichen Regelungen und 
wirkungslosen Appellen dar[stellt], garniert mit 
 einem Schuss Empörung.“2 

Ein Grund für diese Unzulänglichkeiten kann darin 
gefunden werden, dass es der Verbraucherpolitik 
noch weitgehend an einer wissenschaftlichen Fun-
dierung mangelt.3 Von einigen Akteuren wird in der 
Verhaltensökonomik die Chance gesehen, einen 
wichtigen Beitrag zur Beseitigung dieses Mangels der 
Verbraucherpolitik zu leisten. So spricht sich die 
neue britische Regierung in ihrem Koalitionsvertrag 
dafür aus, Erkenntnisse aus der Verhaltensökonomik 
in die Verbraucherpolitik einfl ießen zu lassen.4 Auch 
in Deutschland mehren sich die Stimmen, die eine 
wissenschaftlich fundierte Verbraucherpolitik unter 
Berücksichtigung verhaltensökonomischer Erkennt-
nisse einfordern. So spricht sich die SPD-Bundestags-
fraktion jüngst in einem Antrag dafür aus, die moder-
ne verbraucherbezogene Forschung auszubauen.5 

Was die Verbraucherpolitik von der 
Verhaltensökonomie lernen kann

Christian Thorun1

direkt
September 2010

Analysen und Konzepte zur 
Wirtschafts- und Sozialpolitik



Friedrich-Ebert-Stiftung

2

WISO
direkt   September 2010

(Framing) und inwieweit die Erwartungen der 
Verbraucher durch die Vorgabe von Richtwerten 
geprägt werden (Anchoring). Zudem stellen ver-
haltensökonomisch inspirierte Politikansätze die 
Tatsache in Rechnung, dass sich Menschen am 
Verhalten der jeweils relevanten Bezugsgruppe 
orientieren.6 

Die Berücksichtigung dieser Faktoren kann dabei 
helfen, auf den ersten Blick irrationales Verbrau-
cherverhalten besser zu verstehen. Hierzu zählt 
beispielsweise, dass Verbraucher bei einem Ener-
gieanbieterwechsel nicht den günstigsten Anbie-
ter auswählen, entweder zu früh oder zu spät 
 umschulden oder aber auch Mobilfunktarife nut-
zen, die ihren Bedürfnissen nicht optimal ent-
sprechen.7 

Die Auseinandersetzung der Verbraucherpolitik 
mit verhaltensökonomischen Erkenntnissen ist 
demnach aus zwei Gründen geboten. Zum einen 
kann die Effektivität traditioneller, informations-
basierter Politikinstrumente erhöht werden, 
wenn beispielsweise der Sender oder die Präsen-
tation von Informationen besser berücksichtigt 
werden. Zum anderen zeigt die Verhaltensökono-
mik neue und potenziell effektivere Möglichkei-
ten auf, Verhaltensänderungen herbeizuführen. 

Anwendung verhaltensökonomischer 
Erkenntnisse in Großbritannien

In Großbritannien wird die Bedeutung der Ver-
haltensökonomik für die Verbraucherpolitik seit 
längerem anerkannt. Die britische Verbraucher-
schutz- und Wettbewerbsbehörde, Offi ce of Fair 
Trading (OFT), beschäftigt sich seit drei Jahren 
eingehend mit den Implikationen der Verhaltens-
ökonomik für die Verbraucher- und Wettbe-
werbspolitik. Um die inhaltliche Aufarbeitung 
des Themas voranzutreiben, wurde eine drei-
köpfi ge Arbeitsgruppe gebildet. Mittlerweile wer-
den verhaltensökonomische Fragestellungen und 
 Herangehensweisen in einer Vielzahl von Abtei-
lungen der OFT aufgegriffen.

Im Rahmen ihrer Aktivitäten veröffentlichte die 
OFT beispielsweise Berichte zur Frage, welche Im-
plikationen verhaltensökonomische Erkenntnis-
se für Firmen haben8 und was die Verhaltens-
ökonomik für die Wettbewerbspolitik bedeutet.9 

Die letztgenannte Studie kommt zum Ergebnis, 

Diese Kurzanalyse geht den Fragen nach, welches 
Potenzial in der Verhaltensökonomik für eine 
wissenschaftliche Fundierung der Verbraucher-
politik steckt, welche Maßnahmen in Großbri-
tannien und bei der EU-Kommission ergriffen 
werden, um verhaltensökonomische Erkenntnis-
se in die Verbraucherpolitik zu integrieren und 
welche Lehren hieraus für Deutschland abgelei-
tet werden können.

Verhaltensökonomik und 
Verbraucherpolitik

Ausgangspunkt der Verhaltensökonomik ist, dass 
sich Menschen nicht – wie von der klassischen 
Ökonomie angenommen – wie Supercomputer 
verhalten, die zu jeder Zeit aufwändige Kosten-
Nutzen-Berechnungen durchführen. Vielmehr 
erkennt sie an, dass Menschen Gefühle haben, 
oft der Masse nachlaufen, beeinfl ussbar und 
manchmal träge sind.

Dieser Ausgangspunkt hat gravierende Implika-
tionen auch für die Verbraucherpolitik. Traditio-
nell baut die Verbraucherpolitik auf dem Konzept 
des mündigen Verbrauchers auf, dem das Ideal-
bild des homo oeconomicus zugrunde liegt. Die-
ser „ideale“ Mensch handelt stets rational und 
maximiert seinen Eigennutzen. Aufbauend auf 
diesen Annahmen zielt die Verbraucherpolitik 
überwiegend darauf ab, Verhaltensänderungen 
von Verbrauchern durch ein Mehr an Informa-
tionen und durch Setzung entsprechender An-
reize zu erzielen. Das Denken der Verbraucher soll 
beeinfl usst werden. Ein aktuelles Beispiel hierfür 
stellt der derzeit diskutierte Beipackzettel für 
 Finanzprodukte dar. Durch bessere Informa-
tionen sollen rational agierende Verbraucher in 
die Lage versetzt werden, Anlageentscheidungen 
zu treffen, die ihrer objektiven Situation ange-
messen sind.

Demgegenüber setzt die Verhaltensökonomik 
nicht primär beim Denken, sondern bei einer Ver-
änderung des Entscheidungskontextes an. Hierbei 
wird versucht, auch die für das refl exive und 
 intuitive Handeln zuständige Hirnhälfte anzu-
sprechen. Demnach kommt es für die Verbrau-
cherpolitik nicht nur auf die Inhalte von Ver-
braucherinformationen an, sondern auch darauf, 
vom wem sie vermittelt werden (Sender), in wel-
cher Form die Informationen dargestellt werden 
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dass die Verhaltensökonomik einen wichtigen 
Fortschritt für die Wirtschaftswissenschaften dar-
stelle – ähnlich dem Fortschritt, der durch die 
Informationsökonomie eingeleitet wurde. Die Ver-
haltensökonomik unterstreiche die Bedeutung der 
Nachfrageseite des Marktes für die Effektivität des 
Marktes und verdeutliche die Syner gien zwischen 
Verbraucher- und Wettbewerbspolitik.

Konsequenterweise berücksichtigt die OFT ver-
haltensökonomische Fragestellungen auch in ih-
ren Marktuntersuchungen. So veröffentlichte die 
OFT beispielsweise im Mai 2010 eine Untersu-
chung, die sich mit der Frage beschäftigt, ob die 
Art und Weise, in der Preise angegeben werden, 
einen Einfl uss auf das Kaufverhalten von Ver-
brauchern hat. In der Studie wurden u. a. die Aus-
wirkungen von Mondpreisen, Lockvogelangebo-
ten oder Preisangaben wie „3 für den Preis von 2“ 
untersucht. Entgegen klassischen ökonomischen 
Annahmen hat die Art der Preisangabe einen 
zum Teil signifi kanten Einfl uss auf das Kaufver-
halten der Verbraucher.10 Weitere Beispiele sind 
Studien zur Frage, wie gut Verbraucherverträge 
verstanden werden und wie psychologisch er-
klärt werden kann, dass Verbraucher Opfer von 
Internetabzocke werden.11 

Verhaltensökonomische Erkenntnisse fl ießen 
überdies in die Gesetzgebungsdiskussion ein. So 
sprach sich eine durch die britische Verbraucher-
organisation Which? eingerichtete Expertenkom-
mission für den Finanzdienstleistungsbereich 
 dafür aus zu prüfen, ob bei einigen Finanzdienst-
leistungen nicht Standardprodukte eingeführt 
werden sollten oder bei Finanzdienstleistungen 
nicht gleich verbraucherfreundliche Voreinstel-
lungen vorgenommen werden sollen.12  

Anwendung verhaltensökonomischer 
Erkenntnisse durch die EU-Kommission

Auch auf EU-Ebene werden seit drei Jahren ver-
haltensökonomische Erkenntnisse in der Ver-
braucherpolitik aufgegriffen. In der für den Ver-
braucherschutz zuständigen Generaldirektion 
(DG SANCO) beschäftigen sich derzeit zwei Refe-
renten mit diesem Thema. Um den Diskurs 
 voranzutreiben, veranstaltete DG SANCO im No-
vember 2008 eine Konferenz zur Verhal tens-
ökonomik13 und organisiert eine Folgekonferenz 
im November dieses Jahres.

3

WISO
direkt   September 2010

Aufbauend auf verhaltensökonomischen Erkennt-
nissen veröffentlichte DG SANCO überdies jüngst 
eine Studie, die der Frage nachgeht, durch welche 
Instrumente das Verbraucherverhalten am besten 
beeinfl usst werden kann.14 Als eine der zentralen 
Herausforderungen identifi ziert die Studie die 
 Überbrückung der Diskrepanz zwischen der Ein-
stellung von Ver brauchern und ihrem tatsäch-
lichen Verhalten. Sie erkennt an, dass Verhaltens-
änderungen nicht allein durch ein gesteigertes 
Verbraucherbewusstsein und mehr Verbraucher-
bildung und -information veranlasst werden. 

Auch greifen Marktuntersuchungen verhaltens-
ökonomische Fragestellungen auf. So beschäftigt 
sich eine zur Zeit erarbeitete Studie zu Geldan-
lagen u. a. mit der Frage, inwieweit die Darstellung 
von Informationen (das Framing) es Verbrauchern 
erschwert, für sie sinnvolle Anlageentscheidungen 
zu treffen, und es wird geprüft, inwieweit die Ein-
führung von standardisierten Finanzprodukten 
Anlageentscheidungen erleichtern kann. Es ist 
vorgesehen, dass unterschiedliche politische Maß-
nahmen im Rahmen von Experimenten empi-
risch getestet werden.15 

Verhaltensökonomische Erkenntnisse fi nden 
überdies Niederschlag in europäischen Richtli-
nien. Zum Juli 2010 trat eine Regelung in Kraft, 
die Verbraucher vor hohen Rechnungen bei der 
Inanspruchnahme von Datendiensten im EU-
Ausland (Datenroaming) schützen soll. Die Rege-
lung sieht eine gesetzliche Kostengrenze von 50 
Euro plus Mehrwertsteuer im Monat vor. Die An-
bieter sind verpfl ichtet, dem Verbraucher eine 
Warnung zu schicken, sobald dieser 80 Prozent 
der Kostenobergrenze für das Datenroaming er-
reicht hat. Wenn die Obergrenze erreicht ist, 
muss der Anbieter die Internetverbindung unter-
brechen, es sei denn, der Verbraucher erklärt sein 
Interesse, diese weiter zu nutzen.16 Durch eine 
Kombination von Informationspfl ichten und 
verbraucherfreundlichen Voreinstellungen wer-
den Verbraucher geschützt, ohne dass ihr Hand-
lungsspielraum beschnitten wird.

Ein weiteres Beispiel betrifft die Einigung der 
 EU-Wettbewerbsdirektion mit Microsoft. Als Kon-
sequenz auf ein Wettbewerbsverfahren musste 
Microsoft eine Lösung entwickeln, die es Ver-
brauchern erleichtert, auch Browser von Drittan-
bietern zu installieren. Die Wettbewerbsdirektion 
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Vergleicht man den Status Quo in Deutschland 
jedoch mit dem in Großbritannien und der EU-
Kommission, fällt auf, dass verhaltensökonomi-
sche Erkenntnisse noch nicht systematisch in die 
deutsche Verbraucherpolitik einfl ießen. So man-
gelt es an verbraucherpolitischen Beiträgen der 
zuständigen Ministerien und Behörden, die auf 
die Rolle der Verhaltensökonomik eingehen, in 
der Ausschreibung von Studien werden selten 
verhaltensökonomisch inspirierte Fragestellun-
gen aufgegriffen, und verhaltensökonomische 
Erkenntnisse fl ießen eher unbewusst und un-
gezielt in die Gesetzgebung ein. Auch werden 
 Politikmaßnahmen kaum im Vorfeld des Ge-
setzgebungsprozesses auf ihre Effektivität hin 
empirisch evaluiert.

Zwar lässt sich der verbraucherpolitische Nutzen, 
der in Großbritannien und auf europäischer Ebe-
ne mit der Berücksichtigung verhaltensökonomi-
scher Erkenntnisse einhergeht, nicht exakt bezif-
fern. Doch diese Untersuchung legt nahe, dass 
verhaltensökonomische Erkenntnisse die Effek-
tivität klassischer verbraucherpolitischer Instru-
mente erhöhen, teilweise sogar neue Lösungswe-
ge aufzeigen und auf jeden Fall einen sinnvollen 
Beitrag zur notwendigen wissenschaftlichen Fun-
dierung der Verbraucherpolitik leisten können. 
Eine systematische Beschäftigung der Verbrau-
cherpolitik mit dem Thema und eine entspre-
chende politische Förderung verhaltensökono-
misch orientierter Verbraucherforschung ist da-
her überfällig.

schaltete bei der Ausgestaltung der Lösung die 
für den Verbraucherschutz zuständige General-
direktion ein. Im Ergebnis können Verbraucher 
heute in der Installationsroutine aus fünf optio-
nalen Browsern und bei Bedarf sogar aus einer 
noch längeren Liste auswählen. Zudem sind 
Warnmeldungen im Zusammenhang mit der 
 Installation von Drittanbieterprogrammen so 
formuliert, dass sie Verbraucher über potenzielle 
Risiken informieren, ohne sie abzuschrecken.

Lehren für Deutschland

In Deutschland steckt die systematische Integra-
tion verhaltensökonomischer Erkenntnisse noch 
in den Kinderschuhen. Ein erster wichtiger Im-
puls für die Diskussion ging Ende 2008 vom 
 Verbraucherzentrale Bundesverband mit einer 
Studie zum Verhältnis zwischen Verhaltensökono-
mik und Verbraucherpolitik aus.17 Dieser Impuls 
wird zunehmend aufgegriffen. So fußt die ver-
braucherpolitische Strategie Baden-Württembergs 
auf verhaltensökonomischen Erkenntnissen,18 
das Deutsche Institut für Wirtschafts forschung 
veröffentlichte im November 2009 ein Viertel-
jahresheft, in dem sich eine Reihe von Beiträgen 
mit den Implikationen der Verhaltensökonomik 
für die Verbraucherpolitik beschäftigen,19 und 
auch in dem oben erwähnten Antrag der SPD-
Bundestagsfraktion wird eine Berücksichtigung 
verhaltensökonomischer Erkenntnisse einge-
fordert.20 
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